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dbb bekräftigt Vorschlag zur Bündelung der Beamtenversorgung –  
Senioren fordern Mütterrente für alle Mütter 
 
(dbb) Der dbb hat eine zügige Angleichung der Renten im Osten Deutschlands an den 
Westen gefordert. „Hier sehen wir ein deutliches Defizit“, sagte der Bundesvorsitzende 

Klaus Dauderstädt vor der Hauptversammlung der Bundesseniorenvertretung in dem ge-
werkschaftlichen Dachverband am 5. Juni 2014 in Berlin. Die Zusage der großen Koalition 

für eine Angleichung der Rentensysteme werde der dbb kontrollieren: „Wir werden ihnen 

auf den Füßen stehen“, versicherte Dauderstädt.  

 
Zugleich bekräftigte der dbb Bundesvorsitzen-

de den Vorschlag, die Beamtenversorgung in 
einer „Versorgungsanstalt“ zu bündeln und so 

zukunftsfest zu machen. „Wir plädieren dafür, 

eine gemeinsame Institution für alle Diensther-
ren zu schaffen, die die Versorgung der Beam-

ten abwickelt. Hier würden alle bisher angeleg-
ten Versorgungsfonds eingebaut und dann von 

der Bundesbank verwaltet, die dafür sorgen 
könnte, die Mittel stabil anzulegen. Das würde 

auch verhindern, dass Länder mit klammen 

Haushaltskassen – wie es in der Vergangenheit 
mehrfach passierte - auf die Versorgungsrück-

lage zugreifen.“  
 

Wolfgang Speck, Vorsitzender der dbb bundes-

seniorenvertretung, forderte vor den rund 50 
Vertretern der Senioren aus Landesbünden 

und Mitgliedsgewerkschaften, eine „systemge-
rechte Übertragung der Mütterrente auf Beam-

tinnen und Beamte, und zwar sowohl im Bund 

als auch in den Ländern“. Speck sagte: „In 

Deutschland gibt es keine Kinder erster oder 

zweiter Klasse.“ Beamtinnen und Beamte, die 
vor 1992 geborene Kinder erzogen haben, 

dürften gegenüber Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern nicht benachteiligt werden. 
Auch die Forderung nach einer zeitnahen An-

passung der Renten Ost an die Renten West 
unterstützte Speck. „Im 25. Jahr nach dem 

Mauerfall ist dies mehr als überfällig und wür-
de endlich die unterschiedliche Anerkennung 

der Lebensleistung in der Alterssicherung in 

Ost und West beenden.“  
 

Die Bundesseniorenvertretung des dbb hatte 
sich im November 2013 konstituiert. Der dbb 

Chef dankte den Seniorenvertretern für die 

bisher geleistete Arbeit und versicherte: „Wir 
werden auch in Zukunft gemeinsam die Inte-

ressen der Seniorinnen und Senioren im dbb 
artikulieren und offensiv gegenüber der Politik 

vertreten.“  

(01/22/14) 

 
 
Mütterrente – Beamte nicht ausschließen  
 
(dbb) Der dbb hat seine Forderung bekräftigt, Beamte gleichermaßen an den Verbesse-

rungen im Rentenrecht, insbesondere an der Mütterrente, zu beteiligen. „Es ist eine Frage 
der Gerechtigkeit, dass alle Mütter unabhängig von ihrem Beruf von der Neuregelung pro-

fitieren“, sagte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt dem „Kölner Stadt-

Anzeiger“ (Ausgabe vom 2. Juni 2014). 

 
„Es gibt keinen Grund, die Beamtenschaft von 
Verbesserungen im Rentenrecht auszuschlie-

ßen“, stellte Dauderstädt fest. „Frühere Ver-
schlechterungen wurden ja auch übertragen.“ 

Die Forderung des dbb Chefs: „Bund und Län-

der müssen die Neuregelung jetzt zügig und 
systemgerecht auf die Beamtenversorgung 

übertragen.“ 
 

Ein Sprecher des Bundesinnenministeriums 
hatte erklärt, die Prüfung einer Übertragung 

der vereinbarten Verbesserung der Mütterrente 
auf die Beamten sei „noch nicht abgeschlos-

sen“, berichtet der „Kölner Stadt-Anzeiger“. Bei 

den Ländern hat bislang nur die Staatsregie-
rung in Bayern einen entsprechenden Gesetz-

entwurf vorgelegt. 
(02/22/14) 
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Nahverkehr Bayern - Tarifverhandlungen abgebrochen - Streiks nun leider  
unumgänglich  
 
(dbb) Die Tarifverhandlungen für die über 6.500 Beschäftigten im kommunalen Nahver-

kehr in Bayern sind am Abend des 4. Juni 2014 in der dritten Verhandlungsrunde abge-
brochen worden.  

 
In den Verhandlungen zwischen dbb und 

Kommunalem Arbeitgeberverband Bayern (KAV 
Bayern) hatten die Arbeitgeber lediglich ihr 

bereits bekanntes Angebot wiederholt, das sich 

am Tarifabschluss des öffentlichen Dienstes 
orientierte.  

 
„Unsere Forderungen zu Verbesserungen bei 

der Arbeitszeit und den Arbeitsbedingungen 

wurden nicht berücksichtigt. Dies ist aus unse-
rer Sicht nicht hinnehmbar“, machte der dbb-

Verhandlungsführer Thomas Gelling klar. „Ar-
beitskampfmaßnahmen in den nächsten Wo-

chen sind nun leider unumgänglich.“  
 

Die stetig steigenden Anforderungen an die 

Kolleginnen und Kollegen im Nahverkehr müss-

ten gesondert berücksichtigt werden, so 

Gelling. Dabei gehe es um besondere Arbeits-
belastungen im Fahrdienst, wie etwa den 

Schicht- und Wechselschichtdienst, ständig 

wechselnden Arbeitsbeginn oder die Nichtan-
rechnung von Wegezeiten zwischen unter-

schiedlichen Einsatzorten auf die Arbeitszeit. 
 

„Wir sind vom Angebot der Arbeitgeber ent-

täuscht“, sagte Gelling. „Bereits in der letzten 
Tarifrunde hatten wir deutlich gemacht, dass 

für uns neben der Entgelterhöhung die Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen im Fokus 

steht. Hier hat es jedoch keine Bewegung auf 
Arbeitgeberseite gegeben.“ 

(03/22/14) 

 

 
Wiesbadener Busgesellschaft (WiBus) –  
Gespräche mit den Arbeitgebern wieder aufgenommen 
 
(dbb) Zur aktuellen Situation in der Wiesbadener Busgesellschaft (WiBus) mbH haben 

sich dbb und Arbeitgeber am 3. Juni 2014 zu einem ersten Gespräch getroffen. Nach 

Streiks der Busfahrer, zu denen die Nahverkehrsgewerkschaft (NahVG) im dbb aufgerufen 
hatte und durch die der Busverkehr in der hessischen Landeshauptstadt empfindlich be-

einträchtigt wurde, hatten die Arbeitgeber bereits im Vorfeld ihre Bereitschaft signali-
siert, den seit Jahren schwelenden Tarifkonflikt beizulegen.  

 
„Offenbar ist unsere Forderung, die Zwei-

Klassen-Gesellschaft im Wiesbadener Nahver-

kehr abzuschaffen, nicht zuletzt aufgrund un-
serer wirkungsvollen Arbeitskämpfe zu den 

Arbeitgebern durchgedrungen“, sagte der 
Fachvorstand Tarifpolitik und Verhandlungs-

führer des dbb, Willi Russ. Hintergrund ist, 
dass die Beschäftigungsbedingungen, die die 

Fahrer der ESWE Verkehr in Wiesbaden haben, 

den Kolleginnen und Kollegen bei WiBus seit 
mehr als drei Jahren vorenthalten werden.  

 
Positiv bewertete Russ nach dem Gespräch das 

deutliche Signal der Arbeitgeber, die Tarifver-

handlungen zur Überleitung der WiBus-
Beschäftigten zeitnah fortzusetzen. Dafür sei 

zunächst ein Vergleich der Arbeits- und Ent-
geltbedingungen des Tarifvertrages für die 

kommunalen Nahverkehrsbetriebe Hessen (TV-

N Hessen) und des Tarifvertrages für den pri-

vaten Omnibusverkehr Hessen notwendig. 

Außerdem müssten die Regelungen der be-
trieblichen Zusatzversorgung noch geprüft 

werden.  
 

„Was wir jetzt zwingend brauchen, sind kon-
struktive und zielorientierte Verhandlungen“, 

sagte Russ. „Das ist die Voraussetzung dafür, 

dass der Streik weiterhin unterbrochen bleibt. 
Sollten die Arbeitgeber jedoch ein Spiel auf 

Zeit versuchen, werden wir uns das nicht ge-
fallen lassen.“  

 

Bei einem weiteren Sondierungsgespräch zu 
den Tarifverhandlungen wollen beide Seiten 

Ende Juni das Vorgehen abstimmen und weite-
re Termine vereinbaren.  

(04/22/14) 
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AMEOS Kliniken in Hildesheim und Osnabrück bestreikt: Arbeitgeber müssen 
Angebot machen 
 
(dbb) In Hildesheim und Osnabrück haben Beschäftigte der AMEOS Kliniken am 2. Juni 

2014 die Arbeit niedergelegt. Zu dem Streik ab Beginn der Frühschicht und bis zum Ende 
der Spätschicht hatten der dbb und seine Mitgliedsgewerkschaft GeNi (Gesundheitsge-

werkschaft Niedersachsen im dbb) aufgerufen.  

 
„Nachdem die Arbeitgeberseite schon den ers-
ten Verhandlungstermin am 23. April kurzfristig 

abgesagt hatte, sind nun auch die nächsten 

Verhandlungsrunden am 27. Mai und am 3. 
Juni von den Arbeitgebern gecancelt worden“, 

sagte der dbb Verhandlungsführer Sebastian 
Hofer. „Uns ist noch nicht einmal ein Angebot 

zugesandt worden, obwohl dies vereinbart 

war. Das ist nicht hinnehmbar.“ Dies unter-
streiche der Protest der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Bereits am 23. April hatten die 
Beschäftigten der AMEOS Kliniken ihre Unzu-

friedenheit über die Haltung der Arbeitgeber 
zum Ausdruck gebracht.  

Die Gewerkschaften fordern die Aufnahme von 
Tarifverhandlungen durch AMEOS und die 

Vorlage eines verhandlungsfähigen Angebots. 

AMEOS hatte die Tarifverträge bereits im Sep-
tember 2013 gekündigt. „Seitdem verschleppt 

der Arbeitgeber die Verhandlungen, so dass bis 
heute kein echter Fortschritt erkennbar ist. 

Dieses Auf-Zeit-Spielen ist absolut inakzepta-

bel. Der Arbeitgeber ist jetzt in der Pflicht, 
endlich die Verhandlungen konstruktiv voran 

zu bringen“, so Hofer. Die Gewerkschaften 
stünden dafür bereit.  

(05/22/14) 

 
 
Geplante Neuregelung zum Elterngeld nicht flexibel genug 
 
(dbb) Der Beschluss des Bundeskabinetts vom 4. Juni 2014, das Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz (BEEG) weiterzuentwickeln, ist von der dbb bundesfrauenvertretung 
grundsätzlich begrüßt worden. Jedoch gingen die Neuregelungen zum Partnerschaftsbo-

nus teilweise an der Realität vorbei, sagte Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundes-

frauenvertretung: „Der enge Zeitkorridor von 25 bis 30 Wochenstunden, in dem Eltern 
ihre Wochenarbeitszeit einrichten sollen, widerspricht der gelebten Realität und Praxiser-

fahrung in der frühen Familienphase. Realistischer sind 20 bis 30 Stunden, um die Erzie-
hungsaufgaben partnerschaftlich aufteilen zu können.“  

 
Dies sei auch deshalb unverständlich, weil 

Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig in 

einem Gespräch mit der dbb bundesfrauenver-
tretung am 8. Mai 2014 großes Verständnis für 

deren Forderungen nach größtmöglicher Flexi-
bilisierung und einer unteren Wochenarbeits-

zeit von 20 Stunden gezeigt habe, so Wild-
feuer.  

 

Richtig sei die Kabinettsentscheidung, die El-
ternzeit künftig auch für einen längeren Zeit-

raum (24 statt bisher 12 Monate) auf einen 

späteren Zeitpunkt übertragen zu können. 

„Besser wäre allerdings, diese Möglichkeit bis 

zum vollendeten 14. Lebensjahr des Kindes zu 
eröffnen, anstatt wie geplant nur bis zum ach-

ten Lebensjahr. Nicht nur bei der Einschulung, 
auch beim Übertritt in die weiterführende 

Schule wünschen sich Eltern die Möglichkeit, 
ihr Kind stärker unterstützen zu können. Au-

ßerdem besteht vielerorts die Möglichkeit einer 

Hortbetreuung nach der Schule nur bis zum 
zehnten Lebensjahr“, sagte Wildfeuer. 

(06/22/14) 

 
 
Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
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dbb berlin begrüßt angekündigte Änderung an Gesetzesvorlage zur  
Besoldungserhöhung  
 
(dbb) Der dbb berlin hat die Entscheidung der SPD-Fraktion begrüßt, endlich auf Forde-

rungen des Berliner dbb Landesbundes nach einer angemessenen Erhöhung der Besol-
dung und Versorgung einzugehen. Damit werde dafür gesorgt, dass die Besoldungsdiffe-

renzen zwischen Berlin und dem Durchschnitt der anderen Bundesländer etwas geringer 
werden, erklärte der Landesvorsitzende Frank Becker. 

 
„Ich gehe davon aus, dass Gesetzentwurf 

nunmehr im Rahmen eines Änderungsantrages 

im Abgeordnetenhaus durch die Regierungs-
fraktionen dahingehend geändert wird, dass 

auf die geplanten 2,5 Prozent Besoldungserhö-
hung noch einmal 0,5 Prozentpunkte draufge-

legt werden“, sagte Becker am 4. Juni 2014. 

„Das würde bedeuten: 2,5 Prozent Anhebung 
plus 0,5 Prozent extra – also zusammen 3 

Prozent mehr Geld. Die nächste 0,5-Prozent-
Anpassung soll bereits zum 1. Januar 2015 

erfolgen.“  

Bereits vor etwa einem Jahr hatte der dbb 

berlin die CDU-Fraktion davon überzeugen 

können, dass gegen den Gehaltsabstand der 
Berliner Beamtinnen und Beamten zu den an-

deren Bundesländern etwas getan werde müs-
se. Dieser Abstand sollte nach Auffassung der 

CDU-Fraktion durch einen sogenannten Son-

derzuschlag in Höhe von jeweils 0,5 Prozent 
abgebaut werden. 

(07/22/14) 

 
 

BBW: Absenkung der Eingangsbesoldung aufheben 
 
(dbb) Der BBW – Beamtenbund Tarifunion (BBW) hat die baden-württembergische Lan-
desregierung aufgefordert, die abgesenkte Bezahlung von Berufseinsteigern im Beamten-

bereich umgehend zurückzunehmen. Auch mit der Verschiebung der Besoldung und Ver-

sorgung müsse Schluss sein. Das „Argument“, das Land müsse sparen um den Haushalt zu 
konsolidieren, habe ausgedient, seit klar ist, dass sich der Finanzminister ein dickes Milli-

arden-Polster aufgrund sprudelnder Steuermehreinnahmen anlegt hat, sagte BBW-Chef 
und dbb Vize Volker Stich am 30. Mai 2014) in Stuttgart. 

 
Vor dem Hintergrund des sich verschärfenden 

Nachwuchsmangels im öffentlichen Dienst 

warnte Stich davor, weiter an der abgesenkten 
Eingangsbesoldung festzuhalten. Acht Prozent 

weniger als noch vor Jahren verdienen inzwi-
schen Berufseinsteiger ab Besoldungsgruppe A 

12. Um ebenso schmerzhafte vier Prozent 

wurde die Besoldung in den Eingangsämtern A 
9 und A 10 gesenkt. „Wer glaubt, mit solchen 

Vorgaben im Konkurrenzkampf um die besten 
Köpfe zu bestehen, der irrt“, sagte Stich und 

verwies auf die Situation in den Regierungs-
präsidien, die insbesondere für den techni-

schen Bereich kaum noch qualifizierte Fach-

kräfte finden. 

 

Zugleich forderte Stich die Landesregierung 

auf, ihr Vorhaben aufzugeben, den Tarifab-
schluss TV-L 2015/2016 erneut mit zeitlicher 

Verzögerung nach Besoldungsgruppen gestaf-
felt auf den Beamten- und Versorgungsbereich 

zu übertragen. Ein solches Vorgehen sei recht-

lich zumindest fragwürdig, insbesondere mit 
Blick auf jüngste Entscheidungen einzelner 

Verwaltungsgerichte zur Beamtenbesoldung 
und die Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts (BVerwG).  
(08/22/14) 

 

 

DBB NRW: Landesregierung benachteiligt Mütter  
 
(dbb) Der DBB NRW hat der Landesregierung vorgeworfen, tausende von Müttern bei 
ihrer Altersversorgung zu benachteiligen. Die Landesregierung beabsichtigt, die soge-

nannte Mütterrente nicht auf Beamtinnen in Nordrhein-Westfalen zu übertragen. Begrün-

det wurde dies mit den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums. 
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„Hier wird mit zweierlei Maß gemessen“, er-

klärte Roland Staude, Landesvorsitzender des 
Deutschen Beamtenbundes Nordrhein-

Westfalen, am 2. Juni 2014. Während die Ar-
beitnehmerin zukünftig mit zwei Jahren Kinde-

rerziehungszeiten in der Rentenversicherung 

rechnen könne, werde die Beamtin mit einer 
Berücksichtigung von sechs Monaten bei ihrer 

Altersversorgung abgespeist – für Staude „ein 
Skandal“. Frühere Verschlechterungen im Ren-

tenrecht seien in die Altersversorgung der 

Beamtenschaft übertragen worden, nun sollen 
die ausnahmsweise beschlossenen Verbesse-

rungen den beamteten Müttern vorenthalten 

werden. „Was hat das mit Gerechtigkeit zu 
tun?“ fragte Staude. „Hier werden die Beschäf-

tigten des öffentlichen Dienstes von der Lan-
desregierung erneut von Einkommensverbes-

serungen abgekoppelt.“ Der DBB NRW, so 

Staude, fordere eine familienfreundliche 
Dienstrechtsreform: „Das heißt, dass Mütter 

unabhängig vom Beruf und unabhängig vom 
Geburtsdatum der Kinder eine gleiche Anrech-

nung von Kindererziehungszeiten in der Alters-

versorgung erhalten.“ 
(09/22/14) 

 
 

dbb m-v für Übertragung des Rentenpakets  
 
(dbb) Nachdem die große Koalition ihr Rentenpaket auf den Weg gebracht hat, bekräftig-

te der dbb mecklenburg-vorpommern seine Forderung, Beamtinnen und Beamte glei-

chermaßen an den Verbesserungen im Rentenrecht zu beteiligen. In einem Schreiben an 
Landesinnenminister Lorenz Caffier sowie an Landesfinanzministerin Heike Polzin forder-

te dbb Landeschef Dietmar Knecht am 2. Juni 2014, die Verbesserungen durch das RV-
Leistungsverbesserungsgesetz auf die Beamten und Versorgungsempfänger in Mecklen-

burg-Vorpommern zu übertragen.  

 
Knecht: „Ich erinnere daran, dass der dbb m-v 
die wirkungsgleiche Übernahme von Änderun-

gen im Rentenversicherungsrecht auf die ei-

genständige Beamtenversorgung stets mitge-
tragen hat, beispielsweise auch die Verlänge-

rung der Lebensarbeitszeit durch das Beam-
tenrechtsneuordnungsgesetz vom 17. Dezem-

ber 2009. Die jetzt auf den Weg gebrachten 

Verbesserungen dürfen der Beamtenschaft 
nicht verweigert werden. Die Betroffenen ha-

ben keinerlei Verständnis dafür, wenn die Lan-

desregierung, die hier die Regelungshoheit 
besitzt, jetzt bei Verbesserungen Zurückhal-

tung übt“.  
(10/22/14) 

 
 

Polizeigewerkschaft warnt vor mehr gewaltbereiten Islamisten  
 
(dbb) Nach dem Anschlag auf das Jüdische Museum in Brüssel hat die Deutsche Polizei-

gewerkschaft (DPolG) vor einer steigenden Zahl gewaltbereiter Islamisten in Deutschland 
gewarnt. „Ihre Zahl steigt rasant, was nicht zuletzt die Szene der so genannten 

Salafisten, zum Beispiel im Rheinland, zeigt“, sagte DPolG-Chef Rainer Wendt am 3. Juni 
2014 „Handelsblatt Online“. Bei etlichen Gelegenheiten hätten „diese Extremisten ge-

zeigt, dass Gewalt zum festen Bestandteil ihrer Strategie zur Durchsetzung ihrer Ziele 
gehört und auch und gerade vor staatlichen Institutionen und Vertretern nicht halt 

macht“. 

 
Nach seiner Kenntnis befänden sich derzeit 

mehrere hundert Extremisten aus dem Umfeld 
der Salafisten in Syrien und erlernten dort das 

Töten, so Wendt weiter. „In Deutschland muss 
mit mehr als 2.000 gewaltbereiten Islamisten 

gerechnet werden.“ Wendt unterstützte die 

Forderung der belgischen Regierung nach ei-
ner stärkeren europaweiten Überwachung 

gewaltbereiter Islamisten. „Es ist richtig und 

notwendig, technische Mittel zur besten Über-

wachung einzusetzen, dazu zählt natürlich die 
Kontrolle und Auswertung vorhandener Daten, 

aber auch eine umfangreiche Auslandsaufklä-
rung“, sagte Wendt. 

 

Allerdings sehe er für solche Maßnahmen gro-
ße politische Widerstände. „Manche Politiker 

glauben eben immer noch, die eigenen staatli-

http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/mutmasslicher-dschihadist-franzose-nach-anschlag-auf-juedisches-museum-festgenommen-12966960.html
http://www.faz.net/aktuell/politik/buergerkrieg-in-syrien-dschihadist-aus-frankfurt-offenbar-getoetet-12924983.html
http://www.faz.net/aktuell/politik/buergerkrieg-in-syrien-dschihadist-aus-frankfurt-offenbar-getoetet-12924983.html
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chen Behörden seien der Feind unserer demo-
kratischen Ordnung, statt unseren Sicherheits-

kräften die notwendigen Mittel zur erfolgrei-

chen Terrorbekämpfung zu geben“, kritisierte 
Wendt. 

(11/22/14) 
 

 

 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Vor rund zehn Jahren (1. Januar 2004) 

wurde unter dem Dach der Zollverwaltung der 
Bereich „Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ (FKS) 

gegründet. Dies nahm das Bundesfinanzminis-
terium am 4. Juni 2014 zum Anlass, um in 

Anwesenheit von Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble und zahlreicher Ehrengäste aus 

Wirtschaft, Verwaltung und Gewerkschaften 

die Arbeit der FKS zu würdigen. Für die Deut-
sche Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und den 

dbb nahm der DSTG-Bundesvorsitzende und 
dbb Vize Thomas Eigenthaler teil. Eigentha-

ler gratulierte und sicherte den Verantwortli-

chen im Ministerium sowie dem Vorsitzenden 
der Deutschen Zoll- und Finanzgewerkschaft 

(BDZ), Dieter Dewes, die Unterstützung der 
DSTG beim Kampf gegen Abgabenhinterzie-

hung und Schwarzarbeit zu. BDZ und DSTG 
arbeiten unter dem Dach des dbb seit langer 

Zeit eng und vertrauensvoll zusammen. Die 

FKS ist bundesweit flächendeckend an 113 
Standorten präsent und arbeitet vor Ort auch 

eng mit den Finanzämtern, insbesondere der 
Steuerfahndung, zusammen. Sie bekämpft alle 

Formen von Schwarzarbeit und illegaler Be-

schäftigung. 
 

„Der demografische Wandel, aber auch die 
bunter werdende Gesellschaft in unserem Land 

muss sich in einer vielfältigen und offenen 

Haltung auch in Sachen Staatsorganisation 
ausdrücken. Vielfalt im öffentlichen Dienst 

schafft nicht nur neue Chancen für die Weiter-
entwicklung und die Funktionsfähigkeit der 

öffentlichen Verwaltung, sondern ist ein ent-

scheidender Eckpfeiler für die wirtschaftliche 
Stabilität unseres Landes“, sagte Helene 

Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrau-
envertretung, anlässlich des 2. Deutschen 

Diversity-Tages am 3. Juni 2014 in Berlin. Öf-
fentliche Arbeitgeber und Dienstherrn seien 

angesichts der immer dramatischeren Fach-

kräfteproblematik gezwungen, zeitgemäße 
Personalkonzepte zu entwickeln. Neben einem 

ausgeglichenen Geschlechterverhältnis auf 
allen Organisationsebenen seien auch die Po-

tenziale aller Altersgruppen und unterschiedli-

cher ethnischer Gruppen einzubeziehen. 
 

Alle Lehrerverbände im Beamtenbund Baden-
Württemberg BBW haben bei den Personal-

ratswahlen 2014 der Konkurrenz ein gutes 
Stück weit den Boden abgegraben. Der BBW 

wertete dies am 4. Juni 2014 als beredten 

Beweis dafür, dass eine Vielzahl der Lehrerin-
nen und Lehrer die besoldungs- wie auch bil-

dungspolitischen Entscheidungen der Landes-
regierung von Grund auf ablehnen. BBW-Chef 

und dbb Vize Volker Stich sprach von einem 

deutlichen Signal in Richtung Landesregierung 
und warnte Grün-Rot, diese Botschaft bei künf-

tigen Entscheidungen außer Acht zu lassen. 
Besonders hohe Zugewinne verzeichnen der 

Philologenverband Baden-Württemberg (PhV 

BW) und der Berufsschullehrerverband (BLV), 
teilte der BBW mit.  

(12/22/14) 

 
 

 


